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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Attraktivität deutscher Hochschuien für ausiändische Studierende 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Für Deutschland hat die Ausbildung ausländischer Studieren- 
der an deutschen Hochschulen ebenso wie das Studium deut- 
scher Studierender im Ausland erhebliche Bedeutung. Mit der 
Internationalisierung der Hochschulen leistet die Hochschul- 
politik einen wichtigen Beitrag zu den Zukunftschancen jun- 
ger Menschen im globalen Wettbewerb, zur auswärtigen 
Kulturpolitik und zur Erschließung von Exportmärkten für die 
deutsche Wirtschaft. Die Studienangebote sind selbst ein 
wachsender internationaler Markt auch für die deutschen 
Hochschulen. 

2. Die Zahl der ausländischen Studierenden in Deutschland hat 
sich in den letzten zehn Jahren nahezu verdoppelt. Allein seit 
1994 ist ihre Zahl um fast 10 000 gestiegen. Wichtige Kultur- 
und Wirtschaftsregionen der Welt sind aber unter den auslän- 
dischen Studierenden in Deutschland nur unterproportional 
vertreten (Nord- und Südamerika, Australien und Ozeanien, 
Indien und Südostasien). Reformen von Studienbedingungen 
und Studienangeboten müssen sich auch daran orientieren, die 
Attraktivität für qualifizierte Interessenten aus diesen Teilen 
der Welt zu steigern. 

3. Die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage „In- 
ternationale Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Hoch- 
schulstandortes Deutschland als Aufgabe deutscher Politik" 
(Drucksache 13/9372) gibt einen detaillierten Überblick über 
aktuelle und geplante Maßnahmen zur Steigerung der Attrak- 
tivität deutscher Hochschulen für ausländische Studierende. 
Der Bericht der Kultusministerkonferenz (KMK) an die Mini- 
sterpräsidentenkonferenz „ Stärkung der internationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit des Studienstandortes Deutschland" gemäß 
KMK-Beschluß vom 24. Oktober 1997 beschreibt die Aktivitä- 
ten der zuständigen Landesregierungen und der Hochschulen. 
Der Deutsche Bundestag begrüßt die Initiativen, die in den letz- 
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ten Jahren bereits zu einer stärkeren internationalen Orientie- 
rung der Hochschulen geführt haben. 

4. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß mit dem von der Bun- 
desregierung eingebrachten und vom Deutschen Bundestag be- 
reits beschlossenen neuen Hochschulrahmengesetz die Ein- 
führung der akademischen Grade Bachelor und Master 
ermöglicht wird. Die deutschen Hochschulen knüpfen damit an 
Studienangebote imd Abschlüsse an, die sich am „akademi- 
schen Weltmarkt" bewährt haben und anerkannt sind. Der Ein- 
stieg ausländischer Studieninteressenten mit einem ersten Stu- 
dienabschluß in Deutschland wird erleichtert, und deutsche 
Absolventen gewinnen zusätzliche Chancen am internationalen 
Arbeitsmarkt oder für ein Weiterstudium außerhalb Europas. 

5. Der Deutsche Bundestag begrüßt insbesondere, daß zwi- 
schenzeitlich eine Einigung über die ausländerrechtlichen Ver- 
waltungsvorschriften zustande gekommen ist, die es ernsthaf- 
ten und qualifizierten Interessenten für einen Studien- oder 
Forschungsaufenthalt in Deutschland ermöglichen wird, 
schnell und unbürokratisch ihre Einreise- und Aufenthaltser- 
laubnisse zu erhalten. 

6. Der Deutsche Bundestag bewertet das von der Bundesregie- 
rung gestartete Programm „International ausgerichtete Studi- 
engänge", mit dem im vergangenen Jahr zwölf neue Studi- 
engänge eingerichtet werden konnten und in diesem Jahr acht 
weitere hinzukommen werden, als einen wichtigen Schritt zur 
Erhöhung der Attraktivität deutscher Hochschulen für auslän- 
dische Studierende. Eine wichtige Rolle für eine positive Ent- 
wicklung spielt auch die Vergabe von Stipendien über Orga- 
nisationen wie den Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD) und die Alexander von Humboldt- Stiftung (AvH). 

7. Der Deutsche Bundestag nimmt zur Kenntnis, daß die Regie- 
rungschefs von Bund und Ländern sich wiederholt - zuletzt am 
18. Dezember 1997 - mit diesem Thema beschäftigt und die 
zuständigen Fachminister aufgefordert haben, bereits von 
Bund und Ländern eingeleitete und weitere geeignete Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit des Studien- 
standortes Deutschland zügig umzusetzen. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- den für Dezember 1999 vorgesehenen Bericht über erzielte 
Fortschritte für die Regierungschefs von Bund und Ländern 
auch dem Deutschen Bundestag vorzulegen; 

- mit Ländern, Hochschulen und Austauschorganisationen die 
Aktivitäten für ein systematisches Marketing deutscher Studi- 
enangebote im Ausland zu bündeln und weiterzuentwickeln; 

- auf einen Ausbau der Dienstleistungsangebote der Aus- 
tauschorganisationen, der Studentenwerke und von Interes- 
senten aus der Wirtschaft (Banken, Versicherungen) auch 
außerhalb der Stipendienvergabe hinzuwirken. 
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IIL Der Deutsche Bundestag fordert die Länder auf, 

- die Freiräume des neuen Hochschulrahmengesetzes nach sei- 
nem Inkrafttreten zügig und umfassend an die Hochschulen 
weiterzugeben, um eine stärkere Profilbildung der einzelnen 
Hochschulen auch mit internationaler Wirkung zu ermögli- 
chen; 

- dem Vorschlag der Bundesregierung zur Änderung der Ver- 
waltungsvorschriften zu den ausländerrechtlichen Regelungen 
für ausländische Studierende zuzustimmen und diese bis zum 
Inkrafttreten der neuen Verwaltungsvorschriften bereits als 
neue vorläufige Anwendungshinweise den Ausländerbehör- 
den zur Verfügung zu stellen; 

- durch geeignete Angebote (z.B. Wohnheimplätze, spezielle 
Studienberatung, Sprachkurse) die Betreuung der ausländi- 
schen Studierenden zu verbessern und ihnen damit die Inte- 
gration in den Studienbetrieb zu erleichtern. 


Bonn, den 21. April 1998 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


3 



Druck: Then6e Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 


